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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Mit einem Postulat Stockli (sp, BE) wurde vom Bundesrat ein Bericht zu den
Auswirkungen der fortschreitenden Urbanisierung auf das kulturelle Angebot und die
Kulturférderung in der Schweiz gefordert. In Kooperation mit den Kantonen, Stéadten
und Gemeinden soll ein Uberblick iiber die Entwicklungen der vergangenen Jahre
gegeben und der Beitrag der Kulturférderung zur Verbesserung und Wahrung des
Austausches zwischen unterschiedlichen Funktionalrdumen sowie kulturellen
Ausdrucksformen aufgezeigt werden. Der Bundesrat hatte an diesem Anliegen nichts
auszusetzen, da es seines Erachtens relevante Fragen aufgreife, die in direktem
Zusammenhang mit der Kulturférderung und dem Anliegen der Kulturbotschaft stiinden
und beantragte daher die Annahme des Vorstosses. Dieser Aufforderung kam der
Standerat in der Herbstsession 2019 stillschweigend nach. '

Kirchen und religionspolitische Fragen

Mit seiner Motion brachte Standerat Hans Altherr (fdp, AR) in der Woche nach Annahme
des Burkaverbots im Kanton Tessin die Einflihrung eines Toleranzartikels erneut auf die
politische Agenda. In Anlehnung an eine kurz nach Annahme der Minarettinitiative von
zwei Rechtsprofessoren gedusserte Idee verlangte Altherr eine Ergédnzung des
Verfassungsartikels zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, welche
Religionsgemeinschaften dazu auffordern wirde, "ihr Auftreten im 6ffentlichen Raum
auf ein allgemein vertrégliches Mass" zu reduzieren. Gemass den beiden Juristen ware
die Betonung der Religionsfreiheit versehen mit einem Gebot auf Ricksichtnahme
zielfuhrender als "diskriminierende und unverhéaltnisméassige" Artikel. Noch vor der
Beratung der Motion im Standerat dusserten freikirchliche Gruppierungen Bedenken,
dass der Toleranzartikel das Aufhangen von Kruzifixen in 6ffentlichen Schulen und
Universitaten verbieten koénnte. Der Bundesrat zeigte Verstandnis fur die Motion,
erachtete es jedoch als zwingend, dass die Religionsgemeinschaften den Impuls flr
eine Verfassungsanderung geben wuirden. Bei diesen Akteuren bestiinde im Moment
jedoch kein Konsens, weswegen der Bundesrat die Motion ablehnte. In der kleinen
Kammer verlangte ein Ordnungsantrag Stockli (sp, BE) die Rlckweisung an die
Kommission, um das allgemein formulierte Anliegen unter Beiziehen von Staats- und
Kirchenrechtlern zu beraten. Nach vier ablehnenden Voten aus den Reihen der CVP,
FDP und GLP unterlag der Ordnungsantrag deutlich, worauf der Motionéar sein Anliegen
zurlickzog. Altherr sah durch die abgelehnte Rickweisung an die Kommission sein Ziel
verhindert, eine breite Diskussion zum Thema zu flhren, um so einer mdglichen
Vermummungsverbots-Initiative zuvorzukommen. 2

Urheberrecht

Knapp drei Monate nach Einreichung wurde in der Wintersession 2015 ein Postulat
Stockli (sp, BE), das im Vorfeld der Vernehmlassung zur Urheberrechtsrevision einen
Bericht zur Verankerung einer flexibleren Kollektivverwertung im Urheberrecht
einforderte, zurlickgezogen. Der Bericht hatte aufzeigen sollen, inwiefern eine
zuséatzliche Regelung fur eine «erweiterte Kollektivlizenz» die beiden aktuell
bestehenden Moglichkeiten einer freiwilligen und obligatorischen Kollektivlizenz in der
Schweiz ergénzen kénnte. Die Beschréankung auf die beiden bestehenden Instrumente
sei laut Postulant insofern problematisch, da zum einen die freiwillige Lizenz auf die
Mitglieder der Verwertungsgesellschaften beschrankt sei und somit keinen
vollstandigen Rechteerwerb garantiere. Zum anderen sei die obligatorische Lizenz
verhéltnismaéssig rigide und kénne sich daher nur schwer an einen raschen Wandel der
Werknutzungen anpassen. Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulats beantragt,
jedoch nur, weil er die Relevanz und den Nutzen eines zusatzlichen Instrumentes fur
durchaus sinnvoll erachtete und daher die Frage einer «erweiterten
Kollektivverwertung» im Rahmen der Vernehmlassung darlegen wollte, womit das
Anliegen des Postulats erfullt und ein zuséatzlicher Bericht nicht mehr vonndéten ware.
Diese fur Hans Stockli dusserst erfreuliche Rickmeldung war Anlass genug, nicht mehr
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am Vorstoss festzuhalten. ®

1) AB SR, 2019, S. 690
2) AB SR, 2014, S. 311f.; AZ, 3.3.14; TA, 5.3.14; LZ, SGT, 11.3.14
3) AB SR, 2015, S. 1199; Po. 15.3849
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